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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Besorgung des Exekutivdienstes Besorgung des Exekutivdienstes 
§ 5. (1) … § 5. (1) … 
(2) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind Angehörige (2) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind Angehörige

 1. … 1. … 
 2. der Gemeindewachkörper und 2. der Gemeindewachkörper,
 3. des rechtskundigen Dienstes bei Sicherheitsbehörden, wenn diese Organe 

zur Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigt sind.
 3. des rechtskundigen Dienstes bei Sicherheitsbehörden, wenn diese Organe 

zur Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigt sind, 
und 

  4. sonstiger Verwendungsgruppen, wenn diese Organe die 
Grundausbildung für den Exekutivdienst (Polizeigrundausbildung) 
absolviert haben und zur Ausübung unmittelbarer Befehls- und 
Zwangsgewalt ermächtigt sind.

(3) bis (6) … (3) bis (6) …
Allgemeine Gefahr; gefährlicher Angriff; Gefahrenerforschung Allgemeine Gefahr; gefährlicher Angriff; Gefahrenerforschung 

§ 16. (1) … § 16. (1) … 
(2) Ein gefährlicher Angriff ist die Bedrohung eines Rechtsgutes durch die 

rechtswidrige Verwirklichung des Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren 
Handlung, die vorsätzlich begangen und nicht bloß auf Begehren eines 
Beteiligten verfolgt wird, sofern es sich um einen Straftatbestand

(2) Ein gefährlicher Angriff ist die Bedrohung eines Rechtsgutes durch die 
rechtswidrige Verwirklichung des Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren 
Handlung, die vorsätzlich begangen und nicht bloß auf Begehren eines 
Beteiligten verfolgt wird, sofern es sich um einen Straftatbestand

 1. bis 3. … 1. bis 3. … 
 4. nach dem Suchtmittelgesetz (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, 

ausgenommen der Erwerb oder Besitz von Suchtmitteln zum 
ausschließlichen persönlichen Gebrauch (§§ 27 Abs. 2, 30 Abs. 2 SMG), 
oder

 4. nach dem Suchtmittelgesetz (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, 
ausgenommen der Erwerb oder Besitz von Suchtmitteln zum 
ausschließlichen persönlichen Gebrauch (§§ 27 Abs. 2, 30 Abs. 2 SMG), 

 5. nach dem Anti-Doping-Bundesgesetz 2007 (ADBG 2007), BGBl. I 
Nr. 30,

 5. nach dem Anti-Doping-Bundesgesetz 2007 (ADBG 2007), BGBl. I 
Nr. 30, oder

  6. nach dem Neue-Psychoaktive-Substanzen-Gesetz (NPSG), BGBl. I 
Nr. 146/2011,

handelt. handelt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) und (4) … (3) und (4) …

Vorbeugender Schutz von Rechtsgütern Vorbeugender Schutz von Rechtsgütern 
§ 22. (1) Den Sicherheitsbehörden obliegt der besondere Schutz § 22. (1) Den Sicherheitsbehörden obliegt der besondere Schutz

 1. bis 4. … 1. bis 4. … 
 5. von Menschen, die über einen gefährlichen Angriff oder eine kriminelle 

Verbindung Auskunft erteilen können und deshalb besonders gefährdet 
sind, sowie von allenfalls gefährdeten Angehörigen dieser Menschen.

 5. von Menschen, die über einen gefährlichen Angriff oder eine kriminelle 
Verbindung Auskunft erteilen können und deshalb besonders gefährdet 
sind, sowie von allenfalls gefährdeten Angehörigen dieser Menschen;

  6. von Einrichtungen, Anlagen, Systemen oder Teilen davon, die eine 
wesentliche Bedeutung für die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und die Funktionsfähigkeit öffentlicher Informations- und 
Kommunikationstechnologie, die Verhütung oder Bekämpfung von 
Katastrophen, den öffentlichen Gesundheitsdienst, die öffentliche 
Versorgung mit Wasser, Energie sowie lebenswichtigen Gütern oder den 
öffentlichen Verkehr haben (kritische Infrastrukturen).

(1a) bis (4) … (1a) bis (4) …
Besondere Befugnisse zur Verhinderung von Gewalt bei 

Sportgroßveranstaltungen 
Besondere Befugnisse zur Verhinderung von Gewalt und Rassismus bei 

Sportgroßveranstaltungen 
Sicherheitsbereich Sicherheitsbereich 

§ 49a. (1) Ist aufgrund bestimmter Tatsachen, insbesondere wegen der zu 
erwartenden Teilnahme gewaltbereiter Personen an einer Sportgroßveranstaltung 
zu befürchten, dass es bei dieser zu einer allgemeinen Gefahr für die Gesundheit 
mehrerer Menschen oder für Eigentum in großem Ausmaß kommt, sind die 
Sicherheitsbehörden ermächtigt, mittels Verordnung den Veranstaltungsort und 
einen Bereich im Umkreis von höchstens 500 m um diesen Veranstaltungsort 
zum Sicherheitsbereich zu erklären. Dieser ist unter Bedachtnahme auf die 
örtlichen Verhältnisse so fest zu legen, dass der Zweck der Maßnahme noch 
wirksam erreicht werden kann und es im Falle eines Betretungsverbotes dennoch 
zu keiner außer Verhältnis stehenden Beeinträchtigung, insbesondere hinsichtlich 
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel, eines Betroffenen kommt. Die 
Verordnung hat die genaue Bezeichnung des Sicherheitsbereiches in ihrem 
örtlichen und zeitlichen Umfang und den Tag ihres In-Kraft-Tretens zu enthalten. 
Ihre Wirksamkeit ist auf einen in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Sportgroßveranstaltung stehenden bestimmten Zeitraum vor, während und nach 

§ 49a. (1) Ist aufgrund bestimmter Tatsachen, insbesondere wegen der zu 
erwartenden Teilnahme gewaltbereiter Personen an einer Sportgroßveranstaltung 
zu befürchten, dass es bei dieser zu einer allgemeinen Gefahr für die Gesundheit 
mehrerer Menschen oder für Eigentum in großem Ausmaß oder zu gefährlichen 
Angriffen nach dem Verbotsgesetz oder § 283 StGB kommt, sind die 
Sicherheitsbehörden ermächtigt, mittels Verordnung den Veranstaltungsort und 
einen Bereich im Umkreis von höchstens 500 m um diesen Veranstaltungsort 
zum Sicherheitsbereich zu erklären. Dieser ist unter Bedachtnahme auf die 
örtlichen Verhältnisse so fest zu legen, dass der Zweck der Maßnahme noch 
wirksam erreicht werden kann und es im Falle eines Betretungsverbotes dennoch 
zu keiner außer Verhältnis stehenden Beeinträchtigung, insbesondere hinsichtlich 
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel, eines Betroffenen kommt. Die 
Verordnung hat die genaue Bezeichnung des Sicherheitsbereiches in ihrem 
örtlichen und zeitlichen Umfang und den Tag ihres In-Kraft-Tretens zu enthalten. 
Ihre Wirksamkeit ist auf einen in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Veranstaltung einzuschränken. Sie ist auf eine Weise kundzumachen, die 
geeignet ist, einen möglichst weiten Kreis potentiell Betroffener zu erreichen. 

Sportgroßveranstaltung stehenden bestimmten Zeitraum vor, während und nach 
der Veranstaltung einzuschränken. Sie ist auf eine Weise kundzumachen, die 
geeignet ist, einen möglichst weiten Kreis potentiell Betroffener zu erreichen.

(2) In einem Sicherheitsbereich nach Abs. 1 sind die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes ermächtigt, einen Menschen, von dem auf Grund bestimmter 
Tatsachen, insbesondere wegen vorangegangener gefährlicher Angriffe gegen 
Leben, Gesundheit oder Eigentum im Zusammenhang mit vergleichbaren 
Sportgroßveranstaltungen, anzunehmen ist, dass er im Anwendungsbereich der 
Verordnung nach Abs. 1 gefährliche Angriffe unter Anwendung von Gewalt 
begehen werde, aus dem Sicherheitsbereich wegzuweisen und ihm das Betreten 
desselben zu verbieten. Dem Betroffenen ist die Dauer dieses Betretungsverbotes 
bekannt zu geben. Die Ausübung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieses 
Betretungsverbotes ist unzulässig. Kann er berechtigte Interessen für die 
Notwendigkeit des Betretens des Sicherheitsbereiches glaubhaft machen, ist 
darauf entsprechend Bedacht zu nehmen. Das Betretungsverbot endet mit Außer-
Kraft-Treten der Verordnung. 

(2) In einem Sicherheitsbereich nach Abs. 1 sind die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes ermächtigt, einen Menschen, von dem auf Grund bestimmter 
Tatsachen, insbesondere wegen vorangegangener gefährlicher Angriffe gegen 
Leben, Gesundheit oder Eigentum unter Anwendung von Gewalt, nach dem 
Verbotsgesetz oder § 283 StGB im Zusammenhang mit vergleichbaren 
Sportgroßveranstaltungen, anzunehmen ist, dass er im Anwendungsbereich der 
Verordnung nach Abs. 1 einen derartigen gefährlichen Angriff begehen werde, 
aus dem Sicherheitsbereich wegzuweisen und ihm das Betreten desselben zu 
verbieten. Dem Betroffenen ist die Dauer dieses Betretungsverbotes bekannt zu 
geben. Die Ausübung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieses 
Betretungsverbotes ist unzulässig. Kann er berechtigte Interessen für die 
Notwendigkeit des Betretens des Sicherheitsbereiches glaubhaft machen, ist 
darauf entsprechend Bedacht zu nehmen. Das Betretungsverbot endet mit Außer-
Kraft-Treten der Verordnung.

Gefährderansprache Gefährderansprache 
§ 49b. Menschen, die Verwaltungsübertretungen nach §§ 81 oder 82, nach 

dem Pyrotechnikgesetz 2010 (PyroTG 2010), BGBl. I Nr. 131/2009, nach Art. III 
Abs. 1 Z 4 des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 
(EGVG), BGBl. I Nr. 87, oder nach § 3 des Abzeichengesetzes 1960, BGBl. 
Nr. 84, in unmittelbarem Zusammenhang mit Sportgroßveranstaltungen begangen 
haben, und von denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie 
auch in unmittelbarem Zusammenhang mit künftigen Sportgroßveranstaltungen 
solche Verwaltungsübertretungen begehen werden, können von der 
Sicherheitsbehörde vorgeladen werden, um über das rechtskonforme Verhalten 
bei solchen Veranstaltungen nachweislich belehrt zu werden. § 19 AVG gilt.

§ 49b. Menschen, die Verwaltungsübertretungen nach §§ 81 oder 82, nach 
dem Pyrotechnikgesetz 2010 (PyroTG 2010), BGBl. I Nr. 131/2009, nach Art. III 
Abs. 1 Z 4 des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 2008 
(EGVG), BGBl. I Nr. 87, oder nach § 3 des Abzeichengesetzes 1960, BGBl. 
Nr. 84, im Zusammenhang mit Sportgroßveranstaltungen begangen haben, und 
von denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie auch im 
Zusammenhang mit künftigen Sportgroßveranstaltungen solche 
Verwaltungsübertretungen begehen werden, können von der Sicherheitsbehörde 
vorgeladen werden, um über das rechtskonforme Verhalten bei solchen 
Veranstaltungen nachweislich belehrt zu werden. § 19 AVG gilt.

Präventive Maßnahmen: „Meldeauflage, Belehrung, zwangsweise 
Vorführung und Anhaltung“ 

Präventive Maßnahmen: „Meldeauflage, Belehrung, zwangsweise 
Vorführung und Anhaltung“ 

§ 49c. (1) Wenn ein Mensch im Zusammenhang mit einer nicht länger als 
zwei Jahre zurückliegenden Sportgroßveranstaltung

§ 49c. (1) Wenn ein Mensch im Zusammenhang mit einer nicht länger als 
zwei Jahre zurückliegenden Sportgroßveranstaltung

 1. unter Anwendung von Gewalt einen gefährlichen Angriff gegen Leben, 
Gesundheit oder fremdes Eigentum begangen oder im Ausland einen 

 1. einen gefährlichen Angriff gegen Leben, Gesundheit oder Eigentum 
unter Anwendung von Gewalt, nach dem Verbotsgesetz oder § 283 StGB 

7/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

3 von 7

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  4 von 7 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vergleichbaren Sachverhalt verwirklicht hat, oder begangen oder im Ausland einen vergleichbaren Sachverhalt verwirklicht 

hat, oder 
 2. gegen ein Betretungsverbot nach § 49a Abs. 2 verstoßen hat, 2. gegen ein Betretungsverbot nach § 49a Abs. 2 verstoßen hat,

sind die Sicherheitsbehörden ermächtigt, ihm mit Bescheid aufzuerlegen, zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 
bestimmten Sportgroßveranstaltung bei der Sicherheitsbehörde oder einem 
Polizeikommando persönlich zu erscheinen und ihn nachweislich über 
rechtskonformes Verhalten zu belehren, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, er werde im Zusammenhang mit dieser Sportgroßveranstaltung 
einen gefährlichen Angriff gegen Leben, Gesundheit oder fremdes Eigentum 
setzen. Bei der Belehrung ist insbesondere auf die Gründe, die zur Meldeauflage 
geführt haben, auf das besondere Gefährdungspotential durch derartiges 
Verhalten und die damit verbundenen Rechtsfolgen einzugehen.

sind die Sicherheitsbehörden ermächtigt, ihm mit Bescheid aufzuerlegen, zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 
bestimmten Sportgroßveranstaltung bei der Sicherheitsbehörde oder einem 
Polizeikommando persönlich zu erscheinen und ihn nachweislich über 
rechtskonformes Verhalten zu belehren, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, er werde im Zusammenhang mit dieser Sportgroßveranstaltung 
einen gefährlichen Angriff (Z 1) setzen. Bei der Belehrung ist insbesondere auf 
die Gründe, die zur Meldeauflage geführt haben, auf das besondere 
Gefährdungspotential durch derartiges Verhalten und die damit verbundenen 
Rechtsfolgen einzugehen.

(2) bis (4) … (2) bis (4) …
Fälle der Sicherheitsüberprüfung Fälle der Sicherheitsüberprüfung 

§ 55a. (1) … § 55a. (1) …
(2) Eine Sicherheitsüberprüfung gemäß Abs. 1 Z 1 hat zu erfolgen: (2) Eine Sicherheitsüberprüfung gemäß Abs. 1 Z 1 hat zu erfolgen:

 1. bis 3. … 1. bis 3. … 
  3a. auf Ersuchen jenes Unternehmens, in dem der Betroffene eine Tätigkeit 

wahrnimmt oder anstrebt, bei der er Zugang zu vertraulicher Information 
hat, deren unzulässige Verwertung eine Störung oder Zerstörung einer 
kritischen Infrastruktur (§ 22 Abs. 1 Z 6) bewirken würde;

 4. und 5. … 4. und 5. …
(3) und (4) … (3) und (4) …

Durchführung der Sicherheitsüberprüfung Durchführung der Sicherheitsüberprüfung 
§ 55b. (1) bis (4) … § 55b. (1) bis (4) …
(5) In den Fällen des § 55a Abs. 2 Z 3 hat das Unternehmen, das um die 

Durchführung der Sicherheitsüberprüfung ersucht hat, deren Kosten zu tragen. 
Hiezu hat der Bundesminister für Inneres mit Verordnung Pauschalsätze zu 
bestimmen, die dem durchschnittlichen Aufwand einer Sicherheitsüberprüfung je 
nach der Geheimschutzstufe (§ 55 Abs. 3) entsprechen. Die 
Sicherheitsüberprüfung ist nach der Entrichtung der Gebühr durchzuführen.

(5) In den Fällen des § 55a Abs. 2 Z 3 und Z 3a hat das Unternehmen, das 
um die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung ersucht hat, deren Kosten zu 
tragen. Hiezu hat der Bundesminister für Inneres mit Verordnung Pauschalsätze 
zu bestimmen, die dem durchschnittlichen Aufwand einer Sicherheitsüberprüfung 
je nach der Geheimschutzstufe (§ 55 Abs. 3) entsprechen. Die 
Sicherheitsüberprüfung ist nach der Entrichtung der Gebühr durchzuführen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Zulässigkeit der Übermittlung Zulässigkeit der Übermittlung 

§ 56. (1) Die Sicherheitsbehörden dürfen personenbezogene Daten nur 
übermitteln

§ 56. (1) Die Sicherheitsbehörden dürfen personenbezogene Daten nur 
übermitteln 

 1. bis 3. … 1. bis 3. … 
 3a. an den Österreichischen Fußballbund sowie die Österreichische Fußball-

Bundesliga zur Prüfung und Veranlassung eines 
Sportstättenbetretungsverbotes, wenn der Betroffene einen gefährlichen 
Angriff gegen Leben, Gesundheit oder Eigentum unter Anwendung von 
Gewalt im Zusammenhang mit einer Fußballsportgroßveranstaltung 
begangen hat. Dazu sind ausschließlich Namen, Geburtsdatum, 
Wohnanschrift und Angaben zum Grund des Einschreitens sowie 
gegebenenfalls Informationen über den Ausgang des Strafverfahrens zu 
übermitteln;  

 3a. an den Österreichischen Fußballbund sowie die Österreichische Fußball-
Bundesliga zur Prüfung und Veranlassung eines 
Sportstättenbetretungsverbotes, wenn der Betroffene einen gefährlichen 
Angriff gegen Leben, Gesundheit oder Eigentum unter Anwendung von 
Gewalt, nach dem Verbotsgesetz oder § 283 StGB im Zusammenhang 
mit einer Fußballsportgroßveranstaltung begangen hat. Dazu sind 
ausschließlich Namen, Geburtsdatum, Wohnanschrift, Angaben zum 
Grund des Einschreitens und gegebenenfalls Informationen über den 
Ausgang des Strafverfahrens sowie auf begründete Nachfrage 
vorhandene Beweismittel zu übermitteln;

 4. bis 7. … 4. bis 7. … 
Die §§ 8 und 9 DSG 2000 sind nicht anzuwenden. Für die Übermittlung 

personenbezogener Daten für Zwecke der internationalen polizeilichen Amtshilfe 
sind die Bestimmungen des Polizeikooperationsgesetzes, BGBl. I Nr. 104/1997, 
anzuwenden. 

Die §§ 8 und 9 DSG 2000 sind nicht anzuwenden. Für die Übermittlung 
personenbezogener Daten für Zwecke der internationalen polizeilichen Amtshilfe 
sind die Bestimmungen des Polizeikooperationsgesetzes, BGBl. I Nr. 104/1997, 
anzuwenden.  

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
Zentrale Informationssammlung; Zulässigkeit der Ermittlung, Verarbeitung 

und Übermittlung 
Zentrale Informationssammlung; Zulässigkeit der Ermittlung, Verarbeitung 

und Übermittlung 
§ 57. (1) Soweit dies jeweils für die Erreichung des Zweckes der 

Datenanwendung erforderlich ist, dürfen die Sicherheitsbehörden Namen, 
Geschlecht, frühere Namen, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Wohnanschrift, Namen der Eltern und Aliasdaten sowie ein Lichtbild eines 
Menschen ermitteln und im Rahmen einer Zentralen Informationssammlung samt 
dem für die Speicherung maßgeblichen Grund, einer allenfalls vorhandenen 
Beschreibung des Aussehens eines Menschen und seiner Kleidung sowie einem 
Hinweis auf bereits vorhandene, gemäß § 75 Abs. 1 verarbeitete 
erkennungsdienstliche Daten und einem allenfalls erforderlichen Hinweis auf das 
gebotene Einschreiten für Auskünfte auch an andere Behörden verarbeiten, wenn

§ 57. (1) Soweit dies jeweils für die Erreichung des Zweckes der 
Datenanwendung erforderlich ist, dürfen die Sicherheitsbehörden Namen, 
Geschlecht, frühere Namen, Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Wohnanschrift, Namen der Eltern und Aliasdaten sowie ein Lichtbild eines 
Menschen ermitteln und im Rahmen einer Zentralen Informationssammlung samt 
dem für die Speicherung maßgeblichen Grund, einer allenfalls vorhandenen 
Beschreibung des Aussehens eines Menschen und seiner Kleidung sowie einem 
Hinweis auf bereits vorhandene, gemäß § 75 Abs. 1 verarbeitete 
erkennungsdienstliche Daten und einem allenfalls erforderlichen Hinweis auf das 
gebotene Einschreiten für Auskünfte auch an andere Behörden verarbeiten, wenn 

 1. bis 11. … 1. bis 11. …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 11a. der Betroffene einen gefährlichen Angriff gegen Leben, Gesundheit oder 

Eigentum im Zusammenhang mit einer Sportgroßveranstaltung begangen 
hat und auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, er werde bei 
künftigen Sportgroßveranstaltungen weitere gefährliche Angriffe gegen 
Leben, Gesundheit oder Eigentum unter Anwendung von Gewalt 
begehen und dies für die Zwecke des § 49a erforderlich ist; dies gilt auch 
bei vergleichbaren Sachverhalten über Mitteilung einer ausländischen 
Sicherheitsbehörde, 

 11a. der Betroffene im Zusammenhang mit einer Sportgroßveranstaltung 
einen gefährlichen Angriff gegen Leben, Gesundheit oder Eigentum 
unter Anwendung von Gewalt, nach dem Verbotsgesetz oder § 283 StGB 
begangen hat und auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, er 
werde bei künftigen Sportgroßveranstaltungen weitere derartige 
gefährliche Angriffe begehen und dies für die Zwecke des § 49a 
erforderlich ist; dies gilt auch bei vergleichbaren Sachverhalten über 
Mitteilung einer ausländischen Sicherheitsbehörde;

 12. … 12. … 
(2) und (3) … (2) und (3) …

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 
§ 64. (1) bis (5) … § 64. (1) bis (5) …
(6) Soweit die Zulässigkeit einer Maßnahme nach diesem Hauptstück vom 

Verdacht abhängt, der Betroffene habe einen gefährlichen Angriff begangen, 
bleibt diese Voraussetzung auch nach einer rechtskräftigen Verurteilung wegen 
der entsprechenden gerichtlich strafbaren Handlung (§ 16 Abs. 2) bestehen. 

(6) Soweit die Zulässigkeit einer Maßnahme nach diesem Hauptstück vom 
Verdacht abhängt, der Betroffene habe eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte 
vorsätzliche Handlung begangen, bleibt diese Voraussetzung auch nach einer 
rechtskräftigen Verurteilung wegen der entsprechenden gerichtlich strafbaren 
Handlung (§ 16 Abs. 2) bestehen.

Erkennungsdienstliche Behandlung Erkennungsdienstliche Behandlung 
§ 65. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, einen Menschen, der im 

Verdacht steht, eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, 
erkennungsdienstlich zu behandeln, wenn er im Rahmen einer kriminellen 
Verbindung tätig wurde oder dies wegen der Art oder Ausführung der Tat oder 
der Persönlichkeit des Betroffenen zur Vorbeugung gefährlicher Angriffe 
erforderlich scheint.

§ 65. (1) Die Sicherheitsbehörden sind ermächtigt, einen Menschen, der im 
Verdacht steht, eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte vorsätzliche Handlung 
begangen zu haben, erkennungsdienstlich zu behandeln, wenn er im Rahmen 
einer kriminellen Verbindung tätig wurde oder dies wegen der Art oder 
Ausführung der Tat oder der Persönlichkeit des Betroffenen zur Vorbeugung 
gefährlicher Angriffe erforderlich scheint.

(2) bis (4) … (2) bis (4) …
(5) Die Sicherheitsbehörden haben jeden, den sie erkennungsdienstlich 

behandeln, schriftlich darüber in Kenntnis zu setzen, wie lange 
erkennungsdienstliche Daten aufbewahrt werden und welche Möglichkeiten 
vorzeitiger Löschung (§§ 73 und 74) bestehen. In den Fällen des § 75 Abs. 1 
letzter Satz ist der Betroffene über die Verarbeitung seiner Daten in einer den 
Umständen entsprechenden Weise in Kenntnis zu setzen.

(5) Die Sicherheitsbehörden haben jeden, den sie erkennungsdienstlich 
behandeln, schriftlich darüber in Kenntnis zu setzen, wie lange 
erkennungsdienstliche Daten aufbewahrt werden und welche Möglichkeiten 
vorzeitiger Löschung bestehen. In den Fällen des § 75 Abs. 1 letzter Satz ist der 
Betroffene über die Verarbeitung seiner Daten in einer den Umständen 
entsprechenden Weise in Kenntnis zu setzen.

(6) … (6) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
DNA-Untersuchungen DNA-Untersuchungen 

§ 67. (1) Die DNA eines Menschen darf im Rahmen seiner 
erkennungsdienstlichen Behandlung ermittelt werden, wenn der Betroffene in 
Verdacht steht, einen gefährlichen Angriff begangen zu haben, und wenn in 
Hinblick auf diese Tat oder die Persönlichkeit des Betroffenen erwartet werden 
kann, dieser werde bei Begehung weiterer gefährlicher Angriffe Spuren 
hinterlassen, die seine Wiedererkennung auf Grund der ermittelten genetischen 
Information ermöglichen würden. Eine erkennungsdienstliche Behandlung nach 
§ 65 Abs. 2 darf auch in Bezug auf die DNA von Menschen erfolgen, soweit dies 
zur Auswertung vorhandener DNA-Spuren erforderlich ist. 

§ 67. (1) Eine erkennungsdienstliche Behandlung, bei der die DNA eines 
Menschen ermittelt werden soll, ist zulässig, wenn der Betroffene im Verdacht 
steht, eine mit mindestens einjähriger Freiheitsstrafe bedrohte vorsätzliche 
gerichtlich strafbare Handlung begangen zu haben und wegen der Art oder 
Ausführung der Tat oder der Persönlichkeit des Betroffenen zu befürchten ist, er 
werde gefährliche Angriffe begehen, und dabei Spuren hinterlassen, die seine 
Wiedererkennung auf Grund der ermittelten genetischen Information ermöglichen 
würden. Soweit dies zur Auswertung vorhandener DNA-Spuren erforderlich ist, 
darf eine solche erkennungsdienstliche Behandlung auch bei Menschen iSd § 65 
Abs. 2 erfolgen. Im Übrigen gilt § 65 Abs. 4 bis 6.

(1a) bis (3) … (1a) bis (3) … 
Löschen erkennungsdienstlicher Daten von Amts wegen Löschen erkennungsdienstlicher Daten von Amts wegen 

§ 73. (1) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 65 ermittelt wurden, 
sind von Amts wegen zu löschen, 

§ 73. (1) Erkennungsdienstliche Daten, die gemäß § 65 oder § 67 ermittelt 
wurden, sind von Amts wegen zu löschen,

 1. bis 3. … 1. bis 3. … 
 4. wenn gegen den Betroffenen kein Verdacht mehr besteht, einen 

gefährlichen Angriff begangen zu haben, es sei denn, weiteres 
Verarbeiten wäre deshalb erforderlich, weil auf Grund konkreter 
Umstände zu befürchten ist, der Betroffene werde gefährliche Angriffe 
begehen; 

 4. wenn gegen den Betroffenen kein Verdacht mehr besteht, die mit 
gerichtlicher Strafe bedrohte vorsätzliche Handlung begangen zu haben, 
es sei denn, weiteres Verarbeiten wäre deshalb erforderlich, weil auf 
Grund konkreter Umstände zu befürchten ist, der Betroffene werde 
gefährliche Angriffe begehen; 

 5. und 6. … 5. und 6. …
(2) bis (7) … (2) bis (7) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 94. (1) bis (36) … § 94. (1) bis (36) …

 (37) Die §§ 5 Abs. 2, 16 Abs. 2, 22 Abs. 1, 49a Abs. 1 und Abs. 2 samt 
Überschrift, 49b, 49c Abs. 1, 55a Abs. 2 Z 3a, 55b Abs. 5, 56 Abs. 1 Z 3a, 57 
Abs. 1 Z 11a, 64 Abs. 6, 65 Abs. 1 und Abs. 5, 67 Abs. 1, 73 Abs. 1 sowie das 
Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/201x 
treten mit 1. Juli 2014 in Kraft.
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